Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 10. April 1997 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Republik Polen 

über die gegenseitige Hilfeleistung 

bei Katastrophen oder schweren Unglücksfällen 


A. Zielsetzung 

Nachdem die Bundesrepublik Deutschland in den 80er Jahren mit 
ihren Nachbarstaaten Dänemark, den Niederlanden, Belgien, Luxem- 
burg, Frankreich, der Schweiz und Österreich Abkommen mit inhalt- 
lich gleicher Zielsetzung abgeschlossen hat, war nach den grund- 
legenden politischen Veränderungen in Osteuropa der Weg frei, auch 
mit den östlichen Nachbarn Hilfeleistungsabkommen zu schließen. 
Nach Rußland und Litauen ist Polen das dritte Land Osteuropas, mit 
dem die Bundesrepublik Deutschland gegenseitige Hilfe im Katastro- 
phen- und Unglücksfall vereinbart. 

In dem Bewußtsein, daß Folgen und Auswirkungen natur- oder tech- 
nologiebedingter Katastrophen häufig weit über die eigenen Staats- 
grenzen hinaus zu spüren sind, und um dem Gedanken nach- 
barschaftlicher Solidarität Rechnung zu tragen, soll mit dem Hilfe- 
leistungsabkommen die rechtliche Grundlage für eine - bereits seit 
Jahren praktizierte - wirksame grenzüberschreitende Hilfe zwischen 
der Republik Polen und der Bundesrepublik Deutschland geschaffen 
werden. Ziel des Abkommens ist es, die Voraussetzungen für gegen- 
seitige rasche und unbürokratische Hilfe im Katastrophen- und 
Unglücksfall zu schaffen. 

B. Lösung 

Das am 1 0. April 1 997 Unterzeichnete Abkommen schafft die erforder- 
lichen Voraussetzungen, indem es die Ansprech- und Kontaktstellen 
festlegt, den grenzüberschreitenden Verkehr von Personen und 
Sachen erleichtert, einen umfassenden Kostenverzicht des hilfelei- 
stenden Vertragsstaates ausspricht, einen Haftungsausschluß bei 
Personen- und Sachschäden sowie einen umfassenden Informations- 
und Erfahrungsaustausch der beiden Vertragsstaaten vorsieht. Die 
Innenministerien der Länder Mecklenburg-Vorpommern, Branden- 
burg und des Freistaats Sachsen - als gemäß Artikel 3 des Abkom- 
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mens für die Stellung und Entgegennahme von Hilfeersuchen zustän- 
dige Behörden - können zur Durchführung des Abkommens Verfah- 
rensregelungen sowie gesonderte Vereinbarungen hinsichtlich der 
konkreten Zusammenarbeit treffen bzw. andere Behörden und Stellen 
hierzu ermächtigen. 

Mit dem vorgelegten Vertragsgesetz soll das Abkommen die für die 
Ratifikation erforderliche Zustimmung der gesetzgebenden Körper- 
schaften nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes erhalten. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Das Abkommen sieht aufgrund der humanitären Zielsetzung grund- 
sätzlich einen gegenseitigen Verzicht auf Kostenerstattung bei Hilfe- 
leistungen vor. Allerdings kann jeder Vertragsstaat verlangen, daß die 
Kosten für den Einsatz von Luftfahrzeugen bis zur Hälfte von dem 
hilfeersuchenden Vertragsstaat übernommen werden. Die Höhe der 
Kosten richtet sich in diesem Fall nach den Tarifen, die in dem 
hilfeleistenden Vertragsstaat zum Zeitpunkt der Hilfeleistung gültig 
sind. 

Es ist zu erwarten, daß sich die Aufwendungen beider Vertragspar- 
teien für wechselseitig gewährte Hilfe auf Dauer ausgleichen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (123) - 216 00 - Zi 33/97 Bonn, den 22. Dezember 1997 


An die 

Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 10. April 1997 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über die gegen- 
seitige Hilfeleistung bei Katastrophen oder schweren Unglücksfällen 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 720. Sitzung am 19. Dezember 1997 gemäß Arti- 
kel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 


Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Abkommen vom 10. April 1997 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen 
über die gegenseitige Hilfeleistung 
bei Katastrophen oder schweren Unglücksfällen 

Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Warschau am 10. April 1997 Unterzeichneten Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über die gegenseitige 
Hilfeleistung bei Katastrophen oder schweren Unglücksfällen wird zugestimmt. 
Das Abkommen wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Aufwendungen, die auf seiten der Bundesrepublik Deutschland bei Hilfe- 
leistungen in der Republik Polen entstehen, trägt 

1 . der Bund, soweit das Bundesministerium des Innern Hilfe zugesagt hat, 

2. das jeweilige Land, soweit das Innenministerium des Landes Hilfe zugesagt 
hat; landesrechtliche Bestimmungen über die Kostentragung innerhalb des 
Landes bleiben unberührt. 

(2) Absatz 1 gilt für Artikel 3 Abs. 2 des Abkommens entsprechend. 

(3) Bei Aufwendungen, die auf seiten der Bundesrepublik Deutschland in den 
Fällen des Artikels 9 Abs. 3 entstehen, richtet sich die Kostenträgerschaft da- 
nach, ob die jeweilige Hilfsmaßnahme in den Aufgabenbereich des Bundes 
oder eines Landes fällt. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 16 Abs. 2 in Kraft 
tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen- 
dung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes 
erforderlich, da das Gesetz in Verbindung mit dem Abkommen auch das Ver- 
waltungsverfahren von Landesbehörden regelt. 

Zu Artikel 2 

Dem humanitären Geist des Abkommens entsprechend gehen beide Vertrags- 
staaten hinsichtlich der Kostenerstattung von einem umfassenden wechselseiti- 
gen Kostenverzicht aus. 

Der Bund trägt die Kosten einer von ihm zugesagten Hilfeleistung in den Fällen, 
in denen er nach dem Abkommen unmittelbar um Hilfe ersucht wird oder in 
denen die an die Republik Polen angrenzenden Länder das an sie gerichtete 
Hilfeersuchen an den Bund weiterleiten, weil das Ausmaß der Katastrophe Hilfe- 
leistungen in einem Umfang erfordert, der den üblichen Rahmen der Nachbar- 
schaftshilfe im Grenzbereich überschreitet. 

Die auf seiten der Bundesrepublik Deutschland für Hilfsmaßnahmen in Polen 
entstehenden Kosten sind grundsätzlich von dem Land zu tragen, welches nach 
Artikel 3 des Abkommens das Hilfeersuchen entgegengenommen und Hilfe 
zugesagt hat. 

Dieser Regelung liegt der Gedanke zugrunde, daß die an die Republik Polen 
angrenzenden Länder und Kommunen schon seit Jahren über die Grenze hin- 
weg Hilfe geleistet und Hilfe empfangen und die dazu erforderlichen Entschei- 
dungen ohne Einschaltung des Bundes getroffen haben. 

Diese herkömmliche Übung entspricht der Notwendigkeit, daß auch im grenz- 
nahen Bereich Nachbarschaftshilfe schnell und ohne lange Entscheidungswege 
geleistet werden muß, damit sie wirksam greifen kann. 

Da die Hilfeleistungen im grenznahen Bereich auf der Grundlage der Gegen- 
seitigkeit geleistet werden, sind auch in der Vergangenheit in aller Regel die ent- 
standenen Kosten weder von deutscher noch von polnischer Seite dem jeweils 
Hilfeersuchenden in Rechnung gestellt worden. Die Entscheidung über die Hilfe- 
leistung und über den Kostenverzicht lag also auch bisher schon in einer Hand. 
Die für den Fall einer Hilfeleistung nach Artikel 3 Abs. 2 des Abkommens getrof- 
fene Kostenregelung bedeutet nicht notwendigerweise eine Abkehr von der bis- 
herigen Praxis, daß die hilfeleistenden deutschen Grenzgemeinden und -kreise 
ihre Aufwendungen selbst tragen. Der staatsrechtliche Begriff „Land“ schließt 
vielmehr auch die Kommunen ein. 

Artikel 2 Abs. 3 bedeutet, daß in den Fällen, in denen bei Hilfeleistungen der pol- 
nischen Seite in der Bundesrepublik Deutschland Aufwendungen nach dem 
Abkommen entstehen, diese gemäß Artikel 104a Abs. 1 des Grundgesetzes in 
der Regel von dem hilfeersuchenden Land zu tragen sind. 

In landesinterne Kostenregelungen wird durch das Abkommen nicht eingegrif- 
fen. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, besonders auf das Ver- 
braucherpreisniveau, ergeben sich nicht 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen nach seinem Artikel 16 
in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen 
über die gegenseitige Hilfeleistung 
bei Katastrophen oder schweren Unglücksfällen 

Umowa 

mi^dzy Republik^ Federalnq Niemiec 
a Rzeczqpospolit^ Polsk^ 
o wzajemnej pomocy 
podczas katastrof i kl^sk zywiotowych 
lub innych powaznych wypadköw 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Polen - 

in der Absicht, einen Beitrag zur Entwicklung gutnachbarlicher 
Beziehungen in Europa im Geist des Vertrages vom 17. Juni 
1991 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Repu- 
blik Polen über gute Nachbarschaft und freundschaftliche 
Zusammenarbeit zu leisten, 

eingedenk des Vertrags vom 14. November 1990 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über die 
Bestätigung der zwischen ihnen bestehenden Grenze, 

in Übereinstimmung mit den Zielen der Vereinten Nationen, die 
die neunziger Jahre zu einer Dekade der Förderung der interna- 
tionalen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der vorbeugenden und 
abwehrenden Katastrophenhilfe bei Naturkatastrophen erklärt 
haben, 

eingedenk des Abschließenden Dokuments des Dritten KSZE- 
Folgetreffens in Wien vom 15. Januar 1989 und des Helsinki- 
Dokuments vom 10. Juli 1992, 

unter Berücksichtigung des am 17. März 1992 in Helsinki 
Unterzeichneten Übereinkommens über die grenzüberschreiten- 
den Auswirkungen von Industrieunfällen, 

in dem Bewußtsein, daß natur- oder technologiebedingte 
Katastrophen oder schwere Unglücksfälle möglich sind, 


überzeugt von der Notwendigkeit einer Zusammenarbeit mit 
dem Ziel, die gegenseitige Hilfe bei Katastrophen öder schweren 
Unglücksfällen zu erleichtern und die schnelle Entsendung von 
Hilfsmannschaften und -material sicherzustellen, 


in Anbetracht der Vorteile, die der Austausch von wissen- 
schaftlichen und technischen Informationen auf dem Gebiet der 
Industrieunfallverhütung und der Katastrophen- und Unglücks- 
fallvorbeugung sowie bei der Beseitigung von deren Auswirkun- 
gen für beide Seiten bringen kann - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Vertragsgegenstand 

Die Vertragsstaaten helfen einander entsprechend ihren Mög- 
lichkeiten bei Katastrophen oder schweren Unglücksfällen, die 
ernsthafte Schäden oder Gefahren für die körperliche Unver- 
sehrtheit von Personen, für Güter oder für die Umwelt nach sich 
ziehen und die mit eigenen Mitteln des hilfeersuchenden Ver- 
tragsstaats nicht gänzlich bewältigt werden können. 


Republika Federalna Niemiec 
oraz Rzeczpospolita Polska, 
zwane dalej Umawiajqcymi s\q Stronami, - 

zamierzajqc przyczynic si§ do rozwijania dobrosqsiedzkich 
stosunköw w Europie, w duchu Traktatu mi^dzy Republik^ 
Federalnq Niemiec a Rzeczqpospolitq Polsk^ o dobrym 
sqsiedztwie i przyjaznej wspötpracy z 17 czerwca 1991 r., 


w mysl Traktatu mi§dzy Republik^ Federalnq Niemiec a 
Rzeczqpospolit^ Polskq o potwierdzeniu istniejqcej mi^dzy nimi 
granicy z 14 listopada 1990 r., 

zgodnie z celami Organizacji Narodöw Zjednoczonych, ktöra 
ogtosita lata dziewi^cdziesiqte dekadq wspierania mi^dzynaro- 
dowej wspötpracy w zapobieganiu i przeciwdziataniu 
zagrozeniom na wypadek kl$sk zywiotowych, 


w mysl dokumentu koncowego III Statego Posiedzenia KBWE 
w Wiedniu, ktöre odbyto s\q 15 stycznia 1989 r. oraz Dokumen- 
tu Helsihskiego z 10 lipca 1992 r., 

uwzgl^dniajqc postanowienia Konwencji w sprawie transgra- 
nicznych skutköw awarii przemystowych, przyj^tej w Helsinkach 
17 marca 1992 r., 

b^dqce swiadomymi mozliwoäci zaistnienia katastrof spowo- 
dowanych sitami przyrody, dziatalnosciq technicznq lub innych 
powaznych wypadköw, 

przekonane o potrzebie wspötdziatania w celu utatwienia 
wzajemnej pomocy na wypadek powstania katastrof, kl§sk 
zywiotowych lub innych powaznych wypadköw oraz w celu za- 
gwarantowania szybkiego wystania grup ratowniczych i srod- 
köw pomocy, 

a takze bior^c pod uwag§ korzysci, jakie moze przyniesc 
Umawiaj^cym s\q Stronom wymiana informacji naukowej i tech- 
nicznej w dziedzinie zapobiegania awariom przemystowym, 
katastrofom i kl^skom zywiotowym lub innym powaznym wypad- 
kom i likwidacji ich skutköw, 

uzgodnity co nast^puje: 

Artykut 1 

Przedmiot umowy 

Umawiaj^ce si§ Strony b§dq udzielaty soble, w miar§ swych 
mozliwosci, wzajemnej pomocy na wypadek katastrof i kl$sk 
zywiotowych lub innych powaznych wypadköw, ktöre powodujq 
powazne szkody lub zagrozenie dla zycia i zdrowia ludzi lub 
döbr materialnych oraz ärodowiska naturalnego, a ktöre nie 
mogq byc catkowicie opanowane przy uzyciu wtasnych srodköw 
Strony zwracajqcej s\q o pomoc. 
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Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Abkommens bedeuten die Begriffe: 

„ h i If eersu c h en d e r Ve rt ragsstaat “ 

der Vertragsstaat, dessen zuständige Behörden und Stellen um 
Hilfeleistung, insbesondere um Entsendung von Hilfsmannschaf- 
ten oder -ausrüstung aus dem anderen Vertragsstaat, ersuchen; 

„hilfeleistender Vertragsstaat“ 

der Vertragsstaat, dessen zuständige Behörden oder Stellen 
einem Ersuchen des anderen Vertragsstaats um Hilfeleistung, 
insbesondere um Entsendung von Hilfsmannschaften oder -aus- 
rüstung, stattgeben; 

„Transitstaat“ 

der Staat, dessen Hoheitsgebiet die Hilfsmannschaften durch- 
queren müssen, um den hilfeersuchenden Staat zu erreichen; 

„Hilfsmannschaft“ 

eine vom hilfeleistenden Vertragsstaat zwecks Hilfeleistung in 
den hilfeersuchenden Vertragsstaat entsandte Personengruppe; 

„Ausrüstungsgegenstände“ 

das Material, die technischen Mittel, die Fahrzeuge, die Güter für 
den Eigenbedarf (Betriebsgüter), Rettungshunde, die persönliche 
Ausstattung sowie persönliche Gebrauchsgegenstände der 
Hilfsmannschaften und Fachkräfte; 

„Hilfsgüter“ 

die Gegenstände, die zur kostenlosen Verteilung unter der von 
der Katastrophe oder dem schweren Unglücksfall betroffenen 
Bevölkerung bestimmt sind. 

Artikel 3 
Zuständigkeiten 

(1) Die für die Stellung und Entgegennahme von Hilfeersuchen 
zuständigen Behörden sind: 

1 . in der Bundesrepublik Deutschland: 

- das Bundesministerium des Innern sowie 

- die Innenministerien der Länder Mecklenburg-Vorpommern, 
Brandenburg und des Freistaats Sachsen; 

2. in der Republik Polen 

- der Minister für Innere Angelegenheiten und Öffentliche 
Verwaltung. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Behörden können andere Behör- 
den und Stellen bezeichnen, die zur Stellung oder Entgegen- 
nahme von Hilfeersuchen sowie zur Regelung von Fragen des 
Verfahrens bei der Durchführung dieses Abkommens ermächtigt 
sind. 

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Behörden und Stel- 
len sind ermächtigt, bei der Durchführung dieses Abkommens 
unmittelbar miteinander in Verbindung zu treten. 

(4) Die beiden Vertragsstaaten geben einander die Adressen 
und Telekommunikationsverbindungen der in den Absätzen 1 
und 2 genannten Behörden bekannt. 

Artikel 4 
Einsatzarten 

(1) Die Hilfe kann durch einzelne Fachkräfte oder durch Hilfs- 
mannschaften geleistet werden, die an den Ort der Katastrophe 
oder des schweren Unglücksfalls entsandt werden und die 
insbesondere in den Bereichen Brandbekämpfung, technische 
Hilfeleistung, Bekämpfung von radiologischen, chemischen und 
ökologischen Gefahren, Sanitätshilfe, Rettung und Bergung oder 


Artykut 2 
Definicje 

Dia potrzeb niniejszej Umowy ustala si§ znaczenie uzywa- 
nych w niej terminöw, jak nast^puje: 

„Strona zwracajqca s\q o pomoc“ 

Umawiajqca s\q Strona, ktörej odpowiednie organy zwracajq s\q 
o pomoc, w szczegölnoäci o przystanie grup ratowniczych lub 
wyposazenia z terytorium drugiej Umawiajqcej s\q Strony, 

„Strona pomagajqca“ 

Umawiajqca si§ Strona, ktörej odpowiednie organy spetniajq 
pro£b§ o pomoc drugiej Umawiajqcej si§ Strony, w szczegöl- 
nosci prosb$ o przystanie grup ratowniczych lub wyposazenia, 

„Panstwo tranzytu“ 

panstwo, przez ktörego terytorium b$dq przemieszczane grupy 
ratownicze, w celu dotarcia do panstwa zwracajqcego s\q o 
pomoc, 

„Grupa ratownicza“ 

zespöt osöb wystanych przez Strony pomagajqcq w celu udzie- 
lenia pomocy Stronie zwracajqcej s\q o pomoc, na jej terytorium, 

„Wyposazenie“ 

materiaty, srodki techniczne, pojazdy, wtasne zaopatrzenie grup 
ratowniczych (zaopatrzenie operacyjne), psy ratownicze, ekwi- 
punek osobisty oraz przedmioty osobistego uzytku grup ratow- 
niczych i ekspertöw, 

„Srodki pomocy“ 

dobra przeznaczone do bezptatnego rozprowadzenia wsröd 
ludnosci poszkodowanej w wyniku katastrofy, kl^ski zywiotowej 
lub innych powaznych wypadköw. 

Artykut 3 
Kompetencje 

1. Organami upowaznionymi do zwracania s\q o pomoc i 
przyjmowania wniosköw o udzielenie pomocy sq: 

1) w Republice Federalnej Niemiec: 

- Federalne Ministerstwo Spraw Wewn^trznych, a takze 

- Ministerstwa Spraw Wewn^trznych krajöw: Meklembur- 
gii-Pomorza Przedniego, Brandburgii i Wolnego Panstwa 
Saksonii; 

2) w Rzeczypospolitej Polskiej: 

- Minister Spraw Wewn^trznych i Administracji. 

2. Wymienione w ust^pie 1 organy mogq wskazac inne 
organy, ktöre zostaty upowaznione do zwracania si§ o pomoc i 
przyjmowania wniosköw o udzielenie pomocy oraz do ustalenia 
trybu realizacji niniejszej Umowy. 

3. Organy wymienione w ust^pach 1 i 2, w celu realizacji 
niniejszej Umowy, sq upowaznione do bezposrednich wzajem- 
nych kontaktöw. 

4. Obie Umawiajqce s\q Strony wymieniq informacje o adre- 
sach i numerach potqczen telekomunikacyjnych organöw wy- 
mienionych w ust^pach 1 i 2. 

Artykut 4 
Rodzaje operacji 

1 . Pomoc moze byc udzielona przez poszczegölnych eksper- 
töw lub grupy ratownicze, posiadajqcych niezb^dne wy- 
posazenie, kierowanych do miejsc katastrof, kl^sk zywiotowych 
lub innych powaznych wypadköw, a wyspecjalizowanych w 
szczegölnosci w gaszeniu pozaröw, ratownictwie technicznym, 
opanowywaniu zagrozeh radiologicznych, chemiczno-ekolo- 
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behelfsmäßige Instandsetzung ausgebildet sind und die über die 
erforderlichen Ausrüstungsgegenstände verfügen. Auf Wunsch 
des hilfeersuchenden Vertragsstaats kann die Hilfe auch auf jede 
andere Weise erbracht werden. 

(2) Die Hilfsmannschaften und die einzelnen Fachkräfte sowie 
die Ausrüstungsgegenstände und Hilfsgüter können auf dem 
Land-, Luft- oder Wasserweg transportiert werden. 


Artikel 5 
Grenzübertritt 

(1) Um die für einen Hilfseinsatz erforderliche Wirksamkeit und 
Schnelligkeit zu gewährleisten, verpflichten sich die Vertrags- 
staaten, die Förmlichkeiten beim Überschreiten der Grenze auf 
das unerläßliche Mindestmaß zu beschränken. 

(2) Die Mitglieder einer Hilfsmannschaft überschreiten die 
Grenze und halten sich im Hoheitsgebiet des hilfeersuchenden 
Vertragsstaats auf der Grundlage einer von der zuständigen Stelle 
des hilfeleistenden Vertragsstaats gemäß Artikel 3 ausgestellten 
Bescheinigung auf, die zum Grenzübertritt berechtigt. Das 
Muster der Bescheinigung ist in Anlage 1 zu diesem Abkommen 
enthalten. Kann im Fall besonderer Eilbedürftigkeit die Beschei- 
nigung nicht vorgelegt werden, so genügt jeder andere Nach- 
weis, daß der Grenzübertritt zum Zwecke eines Hilfseinsatzes 
gemäß diesem Abkommen erfolgt. Daneben hat jedes Mitglied 
einer Hilfsmannschaft seinen mit seinem Lichtbild versehenen 
Dienstausweis oder ein sonstiges Identitätsdokument mitzu- 
führen und sich hiermit auf Verlangen eines hierzu ermächtigten 
Amtsträgers auszuweisen. 

(3) Die Hilfsmannschaften überschreiten die Grenze an den 
Grenzübergängen. Bei besonderer Dringlichkeit kann der Grenz- 
übertritt auch außerhalb der zugelassenen Grenzübergangsstel- 
len nach Abstimmung mit den zuständigen Stellen der Vertrags- 
staaten gemäß Artikel 3 und nach vorheriger Unterrichtung der 
zuständigen Grenzschutzbehörden erfolgen. 

(4) Die Erleichterungen beim Grenzübertritt nach den Absätzen 

1 und 2 gelten entsprechend für den Fall, daß ein Vertragsstaat 
Transitstaat für Hilfeleistungen ist, die einem hilfeersuchenden 
Vertragsstaat oder einem Drittstaat gewährt werden sollen und 
sofern der Transit für eine rasche Hilfeleistung notwendig ist. Die 
in Artikel 3 Absatz 1 genannten Behörden unterrichten einander 
rechtzeitig darüber, wenn sich das Erfordernis eines Transits 
ergibt und stimmen die Art und Weise der Durchführung des 
Transits ab. ' 


Artikel 6 

Grenzübergang der 

Ausrüstungsgegenstände und Hilfsgüter 

(1) Die Vertragsstaaten erleichtern die Ein- und Ausfuhr der bei 
Hilfeleistungen notwendigen Ausrüstungsgegenstände und 
Hilfsgüter. Der Leiter einer Hilfsmannschaft und die an einem 
Hilfseinsatz teilnehmenden Fachkräfte haben den zuständigen 
Zollstellen des hilfeersuchenden Vertragsstaats lediglich ein Ver- 
zeichnis der mitgeführten Ausrüstungsgegenstände und Hilfs- 
güter zu übergeben. Wenn sie kein solches Verzeichnis haben, 
erhalten die Hilfsmannschaften und die einzelnen Fachkräfte die 
Genehmigung zum Grenzübertritt mit Ausrüstungsgegenständen 
und Hilfsgütern. In diesem Fall ist den zuständigen Stellen des 
hilfeersuchenden Vertragsstaats das Verzeichnis innerhalb von 
30 Tagen vom Tag des Grenzübertritts vorzulegen. 

(2) Die Hilfsmannschaften und die einzelnen Fachleute dürfen 
außer den bei Hilfeeinsätzen notwendigen Ausrüstungsgegen- 
ständen und Hilfsgütern kein anderes bewegliches Gut mit- 
führen. Die Ausrüstungsgegenstände und Hilfsgüter werden von 
allen Einfuhrabgaben befreit und dürfen nur für den Hilfseinsatz 
verwendet werden. 


gicznych, pomocy medycznej, ratownictwie lub doraznym 
usuwaniu awarii. Na zyczenie Strony zwracajqcej si§ o pomoc, 
pomoc taka moze byc tez udzielona w kazdej innej postaci. 

2. Grupy ratownicze i poszczegölni eksperci oraz wy- 
posazenie i srodki pomocy mog^ byc przemieszczane drogq 
Iqdowq, powietrzn^ lub wodnq. 

Artykut 5 

Przekraczanie granicy paristwowej 

1 . W celu zapewnienia niezb$dnej skutecznosci i szybkosci 
podczas udzielania pomocy, Umawiajqce s\q Strony zobowi^zu- 
jq s\q ograniczyc do koniecznego minimum formalnosci wyma- 
gane podczas przekraczania granicy panstwowej. 

2. Cztönkowie grupy ratowniczej przekraczaj^ granicy 
panstwowq i przebywaj^ na terytorium Strony zwracajqcej s\q o 
pomoc na podstawie zaswiadczenia upowazniajqcego do prze- 
kraczania granicy, wydanego przez wtasciwy organ Strony 
pomagajqcej, o ktörym mowa w artykule 3. Wzör zaswiadczenia 
jest zawarty w zatqczniku nr 1 do niniejszej Umowy. Jezeli w 
wypadku nie cierpiqcym zwtoki zaswiadczenie nie moze zostac 
przedstawione, to wystarczy inny dowöd potwierdzajqcy fakt, iz 
przekraczanie granicy nast^puje w celu udziatu w akcji ratow- 
niczej na podstawie postanowien niniejszej Umowy. Ponadto 
kazdy cztonek grupy ratowniczej posiada ze sobq legitymacj§ 
stuzbowq zaopatrzonq w zdj^cie lub inny dokument potwierdza- 
jqcy tozsamosc, okazywany na zqdanie uprawnionego do tego 
organu. 

3. Grupy ratownicze przekraczajq granicy panstwowq w 
przejsciach granicznych. W przypadkach nie cierpiqcych zwtoki 
przekroczenie granicy panstwowej moze nastqpic takze poza 
przejsciami granicznymi, w uzgodnieniu z wtasciwymi organami 
Umawiajqcych si§ Stron, o ktörych mowa w artykule 3 i po 
uprzednim poinformowaniu wtasciwego organu ochrony granicy 
panstwowej. 

4. Utatwienia w przekraczaniu granicy, o ktörych mowa w 
ust$pach 1 i 2 stosuje s\q odpowiednio w wypadku, gdy Uma- 
wiajqca si§ Strona jest Paristwem tranzytowym w zakresie 
udzielania pomocy jednej z Umawiajqcych si§ Stron lub 
paristwu trzeciemu, i o ile tranzyt jest konieczny w celu szybkie- 
go udzielenia pomocy. Organy wymienione w artykule 3 ust§p 1 
b$d^ s\q wzajemnie w por§ informowaty o tym, ze wyst^puje 
koniecznosc tranzytu i ustaiq sposöb przeprowadzenia tranzytu. 

Artykut 6 

Przemieszczanie wyposazenia 
i srodköw pomocy przez granicy panstwowq 

1. Umawiajqce si§ Strony b§dq utatwiac wwöz i wywöz 
wyposazenia i Srodköw pomocy, niezb^dnych do prowadzenia 
akcji ratowniczej. Kierownik grupy ratowniczej i poszczegölni 
eksperci biorqcy udziat w akcji ratowniczej przedstawiq przy 
przekraczaniu granicy panstwowej wtaSciwym organom celnym 
Strony zwracajqcej si§ o pomoc wykaz przewozonego wypo- 
sazenia i srodköw pomocy. W przypadku braku takiego wykazu, 
grupy ratownicze i poszczegölni eksperci otrzymajq zezwolenie 
na przekroczenie granicy panstwowej wraz z wyposazeniem i 
srodkami pomocy. Wykaz taki, w tym przypadku, powinien 
zostac przedstawiony wtasciwym organom Strony zwracajqcej 
si§ o pomoc w ciqgu 30 dni od dnia przekroczenia granicy 
panstwowej. 

2. Grupom ratowniczym i poszczegölnym ekspertom nie 
wolno przewozic przez granicy panstwowq zadnego mienia 
ruchomego poza wyposazeniem i srodkami pomocy 
niezb^dnymi do uzycia podczas dziatan ratowniczych. Wypo- 
sazenie i srodki pomocy sq zwolnione od wszelkich optat 
celnych i granicznych, a ich uzycie jest dozwolone tylko do 
celöw zwiqzanych z dziataniami ratowniczymi. 
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(3) Für die bei Hilfeleistungen notwendigen Ausrüstungs- 
gegenstände und Hilfsgüter finden die Verbote und Beschrän- 
kungen für die Gütereinfuhr keine Anwendung. Die bei einer 
Hilfeleistung nicht verwendeten Ausrüstungsgegenstände und 
Hilfsgüter sind binnen 30 Tagen nach Beendigung des Hilfsein- 
satzes wieder auszuführen. Lassen besondere Verhältnisse die 
Wiederausfuhr nicht zu, so sind Art und Menge sowie der Ver- 
bleib dieser Ausrüstungsgegenstände und Hilfsgüter der für die 
Hilfeleistung verantwortlichen Stelle des hilfeersuchenden Ver- 
tragsstaats anzuzeigen, welche die zuständige Zollstelle hiervon 
benachrichtigt. In diesem Falle gelten die Rechtsvorschriften des 
hilfeersuchenden Vertragsstaats. 

(4) Suchtstoffe/psychotrope Stoffe dürfen nur im Rahmen des 
dringenden medizinischen Bedarfs eingeführt und nur durch 
qualifiziertes medizinisches Personal nach den gesetzlichen 
Bestimmungen des hilfeleistenden Vertragsstaats eingesetzt 
werden. Das Recht des ersuchenden Vertragsstaats, im Hoheits- 
gebiet Kontrollen durchzuführen, bleibt unberührt. Die Sätze 2 
bis 4 des Absatzes 3 finden auch auf die Wiederausfuhr nicht 
verbrauchter Suchtstoffe/psychotroper Stoffe in das Hoheits- 
gebiet des anderen Vertragsstaats in Übereinstimmung mit den 
Rechtsvorschriften der Vertragsstaaten Anwendung. Dieser 
Warenverkehr gilt nicht als Ein- und Ausfuhr im Sinne der inter- 
nationalen Suchtstoffübereinkommen. Nicht verbrauchte Sucht- 
stoffe/psychotrope Stoffe, die nicht wieder ausgeführt werden 
können, unterliegen den Rechtsvorschriften des hilfeersuchen- 
den Vertragsstaats. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend bei einem durch 
das Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats führenden Transit der bei 
Hilfeleistungen für einen hilfeersuchenden Drittstaat notwendi- 
gen Ausrüstungsgegenstände und Hilfsgüter. Der Transitstaat 
wird den Hilfsmannschaften in seinem Hoheitsgebiet Hilfe leisten, 
wie dies von den Vertragsstaaten vereinbart wurde. 

Artikel 7 

Einsatz von Luftfahrzeugen 

(1) Jeder Vertragsstaat gestattet, daß Luftfahrzeuge, die vom 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats aus für Einsätze im 
Rahmen dieses Abkommens eingesetzt werden, sein Hoheits- 
gebiet überfliegen und ohne Flugplatzzwang landen und starten 
dürfen. 

(2) Die Absicht, Luftfahrzeuge zu verwenden, ist dem hilfeersu- 
chenden Vertragsstaat unverzüglich mitzuteilen. Dabei sollen 
möglichst genaue Informationen gegeben werden über 

1 . das Baumuster des Luftfahrzeugs, 

2. Eintragungsland und Eintragungskennzeichen, 

3. die Besatzung, Passagiere und Hilfsmannschaften, 

4. Ausrüstungsgegenstände und Hilfsgüter, 

5. die Zeit des Abflugs, die voraussichtliche Flugroute und den 
Landeort. 

(3) Soweit sich aus Absatz 1 nichts anderes ergibt, sind die im 
Hoheitsgebiet jedes Vertragsstaats geltenden Luftverkehrsvor- 
schriften anzuwenden, insbesondere die Pflicht, den zuständigen 
Kontrollstellen Informationen über die Flüge zu übermitteln. 


(4) Anhang 12 über das Such- und Rettungswesen im Luftver- 
kehr zum Abkommen vom 7. Dezember 1944 über die Internatio- 
nale Zivilluftfahrt sowie das Abkommen vom 5. März 1992 zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen 
über die Zusammenarbeit im Flugverkehr in Notfällen zwischen 
den Such- und Rettungsdiensten (SAR) bleiben unberührt. 


3. Wyposazenie i srodki pomocy niezb^dne do dziatan rato- 
wniczych nie b§dq przedmioten zakazöw i ograniczen stoso- 
wanych w odniesieniu do wwozu urzqdzen i towaröw. Wypo- 
sazenie i srodki pomocy nie zuzyte w czasie dziatan ratowniczych 
b§dq z powrotem wywiezione w terminie 30 dni po zakonczeniu 
akcji ratowniczej. Jezeli wywöz ten bytby niemozliwy z powodu 
szczegölnych okolicznosci, zaröwno o rodzaju, ilosci jak i 
miejscu sktadowania wyposazenia i srodköw pomocy powia- 
domi si§ wtasciwe organy Strony zwracajqcej s\q o pomoc, 
odpowiedzialne za akcj§ ratowniczq ktöry powiadomi o tym 
wtasciwy organ celny. W tym wypadku majq zastosowanie 
przepisy prawa Strony zwracajqcej s\q o pomoc. 

4. Narkotyki i srodki psychotropowe mogq byc sprowadzane 
tylko w celu udzielania koniecznej pomocy medycznej oraz 
mogq byc stosowane wytqcznie przez wykwalifikowany perso- 
nel medyczny, zgödnie z przepisami Strony pomagajqcej. Stro- 
na zwracajqca s\q o pomoc zachowuje prawo kontroli na swoim 
terytorium. Ust§p 3, zdania 2-4, stosuje s\q takze do wywozu na 
terytorium drugiej Umawiajqcej s\q Strony niewykorzystanych 
narkotyköw i srodköw psychotropowych, zgodnie z przepisami 
prawa Umawiajqcych s\q Stron. Tego rodzaju obröt towarowy 
nie b^dzie traktowany jako import lub eksport narkotyköw w 
rozumieniu odpowiednich umöw mi^dzynarodowych. Do srod- 
köw odurzajqcych i substancji psychotropowych, ktörych nie 
wykorzystano, stosuje s'\q przepisy prawa Strony zwracajqcej 
s\q o pomoc. 

5. Ust§p 1 do 4 stosuje s\q odpowiednio w odniesieniu do 
tranzytu przez terytorium jednej z Umawiajqcych si§ Stron, 
wyposazenia i srodköw pomocy niezb^dnych podczas przepro- 
wadzenia akcji ratowniczej na rzecz panstwa trzeciego zwraca- 
jqcego s\q o pomoc. Panstwo tranzytu udziela na swoim teryto- 
rium pomocy grupom ratowniczym w sposöb uzgodniony przez 
Umawiajqce s\q Strony. 

Artykut 7 

Uzycie statköw powietrznych 

1. Kazda z Umawiajqcych s\q Stron zezwoli statkom powie- 
trznym na. przeprowadzenie w ramach niniejszej Umowy ope- 
racji z terytorium drugiej Umawiajqcej s\q Strony, na przeloty 
nad swym terytorium, na Iqdowania i starty, bez obowiqzku ko- 
rzystania ze statych lotniczych przejsc granicznych. 

2. Strony zwracajqcq s\q o pomoc nalezy niezwtocznie 
powiadomic o planowanym uzyciu statköw powietrznych. 
Nalezy przy tym mozliwie doktadnie podac informacj§ o: 

1) typie statku powietrznego, 

2) kraju rejestracji i oznakowaniu rejestracyjnym statku powie- 
trznego, 

3) zatodze, pasazerach i grupie ratowniczej, 

4) wyposazeniu i srodkach pomocy, 

5) czasie odlotu, planowanej trasie lotu i miejscu Iqdowania. 

3. O ile nie innego nie wynika z ust§pu 1 nalezy podczas 
dziatan ratowniczych stosowac odpowiednie przepisy o ruchu 
lotniczym, obowiqzujqce na terytorium kazdej z Umawiajqcych 
si§ Stron, w szczegölnosci w zakresie obowiqzku przekazywa- 
nia informaeji o lotach wtasciwym organom kontroli ruchu lotni- 
czego. 

4. Aneks 12 o systemie poszukiwan i ratownietwie w lotnic- 
twie do Konwencji o mi^dzynarodowym lotnictwie cywilnym z 
dnia 7 grudnia 1944 r. jak i porozumienie operacyjne o 
wspötpracy lotniczej w nagtych wypadkach mi§dzy stu^bami 
poszukiwania i ratownietwa (SAR) Republiki Federalnej Niemiec 
i Rzeczypospolitej Polskiej, z dnia 5 marca 1992 r., pozostajq 
nienaruszone. 
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Artikel 8 

Koordination und Gesamtleitung 

(1) Die Koordination und Gesamtleitung der Rettungs- und 
Hilfsmaßnahmen obliegt den zuständigen Behörden des hilfe- 
ersuchenden Vertragsstaats. 

(2) Die zuständigen Behörden des hilfeersuchenden Vertrags- 
staats unterstützen die Hilfsmannschaften und die einzelnen 
Fachkräfte des hilfeleistenden Vertragsstaats bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben. Sie erläutern möglichst ausführlich die Aufgaben, 
die sie den Hilfsmannschaften und den einzelnen Fachkräften 
übertragen wollen. 

(3) Anweisungen an die Hilfsmannschaften des hilfeleistenden 
Vertragsstaats werden ausschließlich an ihre Leiter gerichtet, die 
die Einzelheiten der Durchführung gegenüber den ihnen unter- 
stellten Kräften anordnen. 

Artikel 9 
Einsatzkosten 

(1) Die Kosten der Hilfeleistung, einschließlich der Aufwendun- 
gen, die durch vollständigen oder teilweisen Verlust oder durch 
vollständige oder teilweise Zerstörung der mitgeführten Aus- 
rüstungsgegenstände entstehen, werden dem hilfeleistenden 
Vertragsstaat durch den hilfeersuchenden Vertragsstaat nicht 
erstattet, es sei denn, die Vertagsstaaten haben vorher eine dies- 
bezügliche Sonderregelung getroffen. 

(2) Jeder Vertragsstaat kann verlangen, daß die durch einen 
Einsatz von Luftfahrzeugen entstandenen Kosten bis zur Hälfte 
von dem hilfeersuchenden Vertragsstaat übernommen werden. 
Die Höhe der Kosten richtet sich in diesem Fall nach den in dem 
hilfeleistenden Vertragsstaat zum Zeitpunkt der Hilfeleistung 
gültigen Tarifen. 

(3) Die Hilfsmannschaften und Fachkräfte des hilfeleistenden 
Vertragsstaats werden während der Dauer des Einsatzes im hilfe- 
ersuchenden Vertragsstaat auf dessen Kosten untergebracht 
und verpflegt sowie mit Gütern für den Eigenbedarf versorgt, 
wenn die mitgeführten Bestände aufgebraucht sind. Sie erhalten 
im Bedarfsfall kostenlos logistische (einschließlich medizinische) 
Hilfe. 

Artikel 10 

Entschädigung und Schadensersatz 

(1) Die Vertragsstaaten verzichten wechselseitig auf alle Ent- 
schädigungsansprüche wegen des Verlustes oder der Beschädi- 
gung von Vermögenswerten, die ihnen oder anderen Verwal- 
tungsorganen gehören, wenn der Schaden von einem Angehöri- 
gen einer Hilfsmannschaft oder von einer Fachkraft bei einem 
Einsatz im Rahmen dieses Abkommens verursacht worden ist. 

(2) Die Vertragsstaaten verzichten wechselseitig auf alle Ent- 
schädigungsansprüche wegen Verletzung oder wegen des 
Todes eines Angehörigen einer Hilfsmannschaft oder einer Fach- 
kraft, soweit der Schaden bei der Durchführung des Abkommens 
entstanden ist. Ersatzansprüche eines im Zusammenhang mit 
der Hilfeleistung geschädigten Angehörigen einer Hilfsmann- 
schaft oder einer Fachkraft bzw. deren Hinterbliebenen bleiben 
hiervon unberührt. 

(3) Wird durch einen Angehörigen einer Hilfsmannschaft oder 
durch eine Fachkraft des hilfeleistenden Vertragsstaats bei der 
Erfüllung seiner bzw. ihrer Aufgabe im Hoheitsgebiet des hilfe- 
ersuchenden Vertragsstaats einem Dritten ein Schaden zugefügt, 
so haftet für den Schaden ausschließlich der hilfeersuchende 
Vertragsstaat nach den Vorschriften, die im Fall eines durch 
eigene Hilfsmannschaften verursachten Schadens Anwendung 
finden würden. 

(4) Die zuständigen Behörden beider Vertragsstaaten arbeiten 
eng zusammen, um die Erledigung von Schadensersatzan- 
sprüchen zu erleichtern. Insbesondere tauschen sie alle ihnen 
zugänglichen Informationen über Schadensfälle im Sinne dieses 
Artikels aus. 


Artykut 8 

Koordynacja i kierownictwo ogölne dziafan 

1. Za koordynacja i kierownictwo ogölne dziafan sq odpo- 
wiedzialne wtasciwe organy Strony zwracajqcej sie o pomoc. 

2. Wtasciwe organy Strony zwracajqcej sie o pomoc b^dq 
udzielaty pomocy w wykonywaniu zadan grupom ratowniczym i 
poszczegölnym ekspertom Strony pomagaj^cej. Okreslq one 
mozliwie szczegötowo zadania, ktörych realizacje zamierzajq 
powierzyc grupom ratowniczym i poszczegölnym ekspertom. 

3. Dyspozycje dla grup ratowniczych Strony pomagajqcej sq 
przekazywane wyt^cznie ich kierownikom, ktörzy b§d$ wyda- 
wac swoim podwtadnym polecenia dotyczqce szczegötöw ich 
reallzacji. 

Artykut 9 

Koszty dziafan ratowniczych 

1. Koszty dziafan ratowniczych, wt^cznie z naktadami spo- 
wodowanymi przez catkowitq lub cz^sciowq utrate, jak röwniez 
przez catkowite lub czesciowe zniszczenie przywiezionego 
wyposazenia, nie b§dq zwracane Stronie pomagajqcej przez 
Strony zwracaj^ sie o pomoc, chyba ze Strony doszty 
wczeöniej do specjalnego porozumienia. 

2. Kazda Umawiajqca sie Strona moze zaz^dac aby koszty 
powstate w wyniku udziatu statköw powietrznych, pokryte 
zostaty do potowy przez Strony zwracajqcq sie o pomoc. Wyso- 
kosc kosztöw oblicza sie w tym wypadku wedtug taryf obowi^- 
zujqcych na terytorium Strony udzielajqcej pomocy, w chwili jej 
udzielenia. 

3. Grupy ratownicze i eksperci Strony pomagaj^cej podczas 
trwania akcji ratowniczej, na obszarze Strony zwracaj^cej sie o 
pomoc, b§dq na jej koszt zakwaterowani i zaprowiantowani, jak 
röwniez zaopatrzeni w srodki osobistego uzytku, o ile przywie- 
zione zapasy zostanq wyczerpane. W razie potrzeby otrzymajq 
oni röwniez bezptatnie pomoc logistycznq, w tym pomoc medy- 
czn$. 

Artykut 1 0 

Odszkodowania i rekompensaty 

1 . Umawiajqce sie Strony rezygnujq wzajemnie z wszelkich 
roszczen odszkodowawczych z powodu utraty lub uszkodzenia 
mienia, nalezqcego do nich lub innych organöw, o ile szkoda 
bedzie spowodowana przez cztonka grupy ratowniczej lub eks- 
perta w zwiqzku z wypetnianiem zadan wynikajqcych z realizacji 
Umowy. 

2. Umawiajqce sie Strony rezygnujq wzajemnie z wszelkich 
roszczen odszkodowawczych z tututu uszkodzenia ciata, 
rozstroju zdrowia lub smierci cztonka grupy ratowniczej lub eks- 
perta, zaistniatych podczas realizacji Umowy. Pozostaje nie 
naruszone prawo do roszczen o odszkodowanie przez cztonköw 
grupy ratowniczej i ekspertöw poszkodowanych w zwiqku z 
wykonywaniem dziafan ratowniczych bqdz tez pozostatych po 
nich cztonköw ich rodzin. 

3. Jesli szkoda bedzie spowodowana osobie trzeciej przez 
cztonka grupy ratowniczej lub eksperta Strony pomagajqcej przy 
wykonywaniu jego zadan na terytorium Strony zwracajqcej sie o 
pomoc, to za szkode odpowiada wytqcznie Strona zwracajqca 
sie o pomoc zgodnie z przepisami, ktöre stosuje sie w przypad- 
ku szkody spowodowanej przez wtasne grupy ratownicze. 


4. Wtasciwe organy Umawiajqcych sie Stron bedq scisle ze 
sob^ wspötpracowaty w celu utatwienia procedury dochodzenia 
odszkodowan. W szczegölnosci bed^ wymieniaty wszystkie 
dostepne informacje o przypadkach powstania szkody w rozu- 
mieniu tego artykutu. 
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(5) Die Absätze 1 , 2 und 3 gelten nicht, wenn der Schaden vor- 
sätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt worden ist. 

Artikel 11 

Weitere Formen der Zusammenarbeit 

(1) Die in Artikel 3 genannten Behörden arbeiten zusammen 
und können gesonderte Vereinbarungen schließen, insbeson- 
dere über 

1 . die Vorhersage, Vorbeugung und Bekämpfung von Katastro- 
phen oder schweren Unglücksfällen, den Austausch aller 
praktischen Erfahrungen und zweckdienlichen Informationen 
wissenschaftlicher und technischer Art, die Durchführung 
von Konferenzen und Studienaufenthalten für Fachkräfte, 
Forschungsprogramme und Fachkurse, den Austausch von 
Lehrkräften und Lehrgangsteilnehmern der einschlägigen 
Ausbildungseinrichtungen sowie die Durchführung von 
gemeinsamen Übungen und den beratenden Einsatz von 
wissenschaftlichen Experten in Einsatzstäben; 

2. den Austausch von Informationen über Gefahren und Schä- 
den, die sich in das Hoheitsgebiet des anderen Vertrags- 
staats ausbreiten können; der gegenseitige Informationsaus- 
tausch umfaßt auch die vorsorgliche Übermittlung von Meß- 
und Prognosedaten. 

(2) Für gemeinsame Übungen, bei denen Hilfsmannschaften 
aus einem Vertragsstaat im Hoheitsgebiet des anderen Vertrags- 
staats zum Einsatz kommen, gelten die Bestimmungen des 
Abkommens sinngemäß. 

Artikel 12 

Übermittlung personenbezogener Daten 

Soweit aufgrund dieses Abkommens nach Maßgabe des 
innerstaatlichen Rechts jedes Vertragsstaats personen bezogene 
Daten übermittelt werden, gelten die Bestimmungen der An- 
lage 2 zu diesem Abkommen unter Beachtung der für jeden Ver- 
tragsstaat geltenden Rechtsvorschriften. 

Artikel 13 

Telekommunikationsverbindungen 

Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten treffen gemein- 
sam die erforderlichen Vorkehrungen, damit Telekommunikati- 
ons-, insbesondere Funkverbindungen zwischen den in Artikel 3 
genannten Behörden, zwischen diesen Behörden und den von 
ihnen entsandten Hilfsmannschaften, zwischen den Hilfsmann- 
schaften untereinander und zwischen den entsandten Hilfs- 
mannschaften und der jeweiligen Einsatzleitung ermöglicht wer- 
den. 

Artikel 14 

Beilegung von Meinungsverschiedenheiten 

(1) Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung oder 
Anwendung dieses Abkommens werden, soweit möglich, durch 
die Regierung beider Vertragsstaaten beigelegt. 

(2) Falls die Vertragsstaaten eine Meinungsverschiedenheit 
nicht binnen zwölf Monaten nach ihrem Entstehen beilegen, wird 
sie auf Antrag jedes Vertragsstaats einem Schiedsgericht, beste- 
hend aus drei Obmännern, vorgelegt. Jeder der Vertragsstaaten 
benennt je einen Obmann, und die benannten Obmänner wählen 
einen Vorsitzenden, der nicht die Staatsangehörigkeit eines der 
Vertragsstaaten besitzen darf. 

(3) Falls einer der Vertragsstaaten seinen Obmann nicht binnen 
zwei Monaten nach dem Erhalt des Antrags des anderen Ver- 
tragsstaats benennt, kann sich der andere Vertragsstaat zwecks 
Nominierung mit einer Bitte an den Vorsitzenden des Internatio- 
nalen Gerichtshofs wenden. 


5. Ust^pöw 1 , 2 i 3 nie stosuje s\q, gdy szkoda zostata spo- 
wodowana umyslnie lub w wyniku razqcego niedbalstwa. 

Artykuf 1 1 

Pozostate formy wspöfpracy 

1 . Wfasciwe organy, o ktörych mowa w artykule 3 wspötpra- 
cujq ze sob^ i mogq zawierac odr$bne porozumienia, w szcze- 
gölnosci w sprawach: 

1) prognozowania, profilaktyki i zwalczania katastrof, kl$sk 
zywiotowych lub innych powaznych wypadköw, wymiany 
wszelkich doswiadczen praktycznych oraz przydatnych 
informacji naukowych i technicznych, organizacji konferen- 
cji, wizyt studialnych wykwalifikowanych specjalistöw, pro- 
gramöw badawczych i kursöw specjalistycznych, wymiany 
wyktadowcöw i stuchaczy odpowiednich placöwek szkole- 
niowych oraz prowadzenia wspölnych cwiczen, a takze do- 
radczego udziatu ekspertöw-naukowcöw w sztabach ope- 
racyjnych, 

2) wymiany informacji o zagrozeniach i szkodach mogqcych 
rozprzestrzenib s\q na terytorium drugiej Umawiajqcej si§ 
Strony, ktöra obejmuje röwniez wyprzedzaj^ce przekazywa- 
nie danych o pomiarach i prognozach. 

2. W przypadku wspölnych cwiczen, w ktörych grupy ratow- 
nicze jednej Umawiajqcej s\q Strony przebywajä na terytorium 
drugiej Umawiajqcej s\q Strony, stosuje s\q odpowiednio posta- 
nowienia Umowy. 

Artykuf 12 

Przekazywanie danych osobowych 

W przypadku przekazywania na podstawie przepisöw niniej- 
szej Umowy - zgodnie z prawem wewn^trznym kazdej Umawia- 
jqcej s\q Strony - danych osobowych, obowiqzywac b$dq posta- 
nowienia zawarte w zatqczniku nr 2 do niniejszej Umowy z 
uwzgl^dnieniem przepisöw prawa obowiqzujqcych kazdq z 
Umawiajqcych s\q Stron. 

Artykuf 13 

Pofqczenia telekomunikacyjne 

Wfasciwe organy Umawiajqcych s\q Stron poczyniq wspölnie 
odpowiednie kroki, ktöre umozliwiq powstanie pofqczeri teleko- 
munikacyjnych, zwtaszcza pof^czeri drogq radiowq mi§dzy 
organami wymienionymi w artykule 3, mi§dzy tymi organami a 
wysfanymi przez nie grupami ratowniczymi, jak i mi$dzy grupa- 
mi ratowniczymi oraz mi§dzy wysfanymi grupami ratowniczymi a 
wfasciwym kierownictwem akcji ratowniczej. 


Artykuf 14 

Rozstrzyganie spraw spornych 

1 . Wszelkie sprawy sporne mi§dzy Umawiajqcymi s\q Stro- 
nami, dotyczqce interpretacji lub stosowania niniejszej Umowy 
b§dq rozstrzygane, o ile to mozliwe, przez Rzqdy obu Umawia- 
jqcych si§ Stron. j 

2. Jezeli Umawiajqce s\q Strony nie rozstrzygnq sprawy 
spornej w ciqgu dwunastu miesi^cy od daty jej powstania, zosta- 
nie ona przedfozona na wniosek kazdej z Umawiajqcych s\q 
Stron trybunatowi arbitrazowemu zfozonemu z trzech arbitröw. 
Kazda z Umawiajqcych s\q Stron wyznaczy po jednym arbitrze, 
a wyznaczeni arbitrzy wybior^ przewodniczqcego, ktöry nie 
moze byc obywatelem zadnej z Umawiajqcych si§ Stron. 

3. Jezeli jedna z Umawiajqcych s\q Stron nie dokona miano- 
wania swego arbitra w ciqgu dwöch miesi^cy od dnia otrzyma- 
nia wniosku drugiej Umawiajqcej s\q Strony, o dokonanie takiej 
nominacji druga Umawiajqca si§ Strona moze zwröcic si§ z 
prosb^ do Przewodniczqcego Mi^dzynarodowego Trybunafu 
SprawiedliwoSci. 


12 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/9529 


(4) Falls beide Obmänner binnen zwei Monaten nach ihrer 
Ernennung keine Übereinkunft bezüglich der Wahl des Vorsitzen- 
den des Schiedsgerichts erzielen, wird die Nominierung des Vor- 
sitzenden auf Antrag eines Vertragsstaats durch den Vorsitzen- 
den des Internationalen Gerichtshofs vorgenommen. 

(5) Falls der Vorsitzende des Internationalen Gerichtshofs in 
den Fällen der Absätze 3 und 4 die genannte Funktion nicht aus- 
üben kann bzw. er die Staatsangehörigkeit eines der Vertrags- 
Staaten besitzt, wird die Nominierung durch den Stellvertreten- 
den Vorsitzenden des Internationalen Gerichtshofs vorgenom- 
men. Falls der Stellvertretende Vorsitzende diese Funktion nicht 
erfüllen kann bzw. er die Staatsangehörigkeit eines der Vertrags- 
staaten besitzt, nimmt der rangälteste Richter des Gerichtshofs, 
der nicht Staatsangehöriger eines der Vertragsstaaten ist, die 
Nominierung vor. 

(6) Falls die Vertragsstaaten nichts anderes vereinbaren, legt 
das Schiedsgericht die eigene Verfahrensweise fest. Das Gericht 
fällt Urteile mit Stimmenmehrheit und in Anlehnung an die Prinzi- 
pien und Vorschriften des Völkerrechts sowie auf der Grundlage 
der Bestimmungen dieses Abkommens. 

(7) Jeder Vertragsstaat trägt die Kosten seines Obmannes 
sowie dessen Vertretung in dem Verfahren vor dem Schieds- 
gericht. Die Kosten im Zusammenhang mit dem Vorsitzenden 
sowie die sonstigen Kosten werden von den beiden Vertrags- 
staaten zu gleichen Teilen getragen. Das Schiedsgericht kann 
jedoch in seinem Urteil für einen Vertragsstaat einen größeren 
Kostenanteil festlegen. 

(8) Die Urteile des Schiedsgerichts sind endgültig und für beide 
Vertragsstaaten verbindlich. 

Artikel 15 

Andere völkerrechtliche Übereinkünfte 

Bestehende Rechte und Pflichten beider Vertragsstaaten aus 
anderen völkerrechtlichen Übereinkünften werden durch dieses 
Abkommen nicht berührt. 

Artikel 16 

Ratifikation und Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifikations- 
urkunden werden so bald wie möglich in Bonn ausgetauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des dritten Monats 
nach Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

Artikel 17 

Geltungsdauer, Kündigung 

(1) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 

(2) Dieses Abkommen kann von den Regierungen der Ver- 
tragsstaaten durch Notifikation gekündigt werden; in diesem Fall 
wird die Kündigung sechs Monate nach dem Zeitpunkt wirksam, 
zu dem sie der Regierung des anderen Vertragsstaats zugegan- 
gen ist. 


Geschehen zu Warschau am 10. April 1997 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und polnischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


4. Jezeli obaj arbitrzy nie osiqgnq porozumienia odnosnie 
wyboru przewodnicz^cego trybunatu arbitrazowego w ciqgu 
dwöch miesi^cy od ich mianowania, wöwczas nominacji prze- 
wodnicz^cego dokona na wniosek jednej z Umawiajqcych si$ 
Stron Przewodniczqcy Mi^dzynarodowego Trybunatu Spra- 
wiedliwosci. 

5. Jezeli w wypadkach okreslonych w ust^pach 3 i 4 Prze- 
wodniczqcy Mi^dzynarodowego Trybunatu Sprawiedliwosci nie 
moze wypetnic wymienionej funkcji lub jezeli jest on obywatelem 
jednej z Umawiaj^cych s\q Stron, nominacji dokona Wiceprze- 
wodniczqcy Mi^dzynarodowego Trybunatu Sprawiedliwosci. 
Jezeli Wiceprzewodniczqcy nie moze spetnic tej funkcji lub jezeli 
jest obywatelem jednej z Umawiajqcych si§ Stron, nominacji 
dokona najstarszy rang^ s^dzia trybunatu, ktöry nie b^dzie 
obywatelem zadnej z Umawiajqcych s\q Stron. 

6. Jezeli Umawiaj^ce s\q Strony nie uzgodni^ inaczej, trybu- 
nat arbitrazowy ustali tryb wtasnego post^powania. Trybunat 
wydaje orzeczenia wi^kszosciq gtosöw, w oparciu o zasady i 
przepisy prawa mi^dzynarodowego oraz na podstawie postano- 
wieri niniejszej Umowy. 

7. Kazda z Umawiaj^cych s\q Stron ponosi koszty udziatu 
swego arbitra oraz koszty swojego udziatu w post^powaniu 
arbitrazowym. Koszty zwiqzane z przewodniczqcymi jak i 
pozostate koszty, Umawiajqce s'\q Strony pokrywajq w röwnych 
cz^sciach. Trybunat moze jednak w swoim orzeczeniu ustalic 
wi^kszy udziat w kosztach jednej z Umawiajqcych s\q Stron. 

8. Orzeczenia trybunatu arbitrazowego s^ ostateczne i 
wi^z^ce dla obydwu Umawiajqcych s\q Stron. 

Artykut 15 

In ne umowy mi^dzynarodowe 

Niniejsza Umowa nie narusza istniejqcych praw i zobowiqzan 
kazdej z Umawiajqcych si^ Stron wynikajqcych z innych umöw 
mi^dzynarodowych. 

Artykut 16 

Ratyfikacja i wejscie w zycie umowy 

1. Umowa niniejsza podlega ratyfikacji. Wymiana doku- 
mentöw ratyfikacyjnych nastqpi tak szybko jak to mozliwe w 
Bonn. 

2. Niniejsza Umowa wejdzie w zycie w pierwszym dniu trze- 
ciego miesi^ca od dnia wymiany dokumentöw ratyfikacyjnych. 

Artykut 17 

Obowiqzywanie i wypowiedzenie umowy 

1 . Umowa niniejsza jest zawarta na czas nieokreslony. 

2. Umowa moze byc wypowiedziana w drodze notyfikacji 
przez Rzqdy Umawiaj^cych s\q Stron. W takim wypadku 
Umowa utraci moc po uptywie 6 miesi^cy od dnia otrzymania 
wypowiedzenia przez Rzqd drugiej Umawiajqcej s\q Strony. 


Umow§ niniejsza sporzqdzono w Warszawie dnia 10 kwietnia 
1997 w dwöch egzemplarzach, kazdy w j^zykach niemieckim i 
polskim, przy czym obydwa teksty posiadajq jednakow^ moc. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
W imieniu Republiki Federalnej Niemiec 
Johannes Bauch 
Manfred Kanther 

Für die Republik Polen 
W imieniu Rzeczypospolitej Polskiej 
Leszek Miller 
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Anlage 1 
zum Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen 
über die gegenseitige Hilfeleistung 
bei Katastrophen oder schweren Unglücksfällen 

Zaf^cznik Nr 1 
do Umowy 

mif dzy Republik^ Federalnq Niemiec 
a Rzecz^pospolitä Polskä 
o wzajemnej pomocy 
podczas katastrof i kl§sk zywiotowych 
lub innych powaznych wypadköw 


organ miejscowosc, data 

Behörde Ort, Datum 


Zaswiadczenie 

Bescheinigung 


Pan/Pani 

jest dowodc^ niemieckiej grupy ratöwniczej, ktöra ma wzi^ö udziat w akcji na terytorium 
Polski na podstawie Umowy mi§dzy Republik^ Federaln^ Niemiec a Rzecz^pospolit^ 
Polsk^ o wzajemnej pomocy podczas katastrof i kl§sk zywiotowych lub innych powaznych 
wypadköw. 

Niniejsze zaswiadczenie upowaznia grüp§ ratowniczqdo przekraczania granicy. 
Herr/Frau 

ist Leiter/in der deutschen Hilfsmannschaft, die auf polnischem Hoheitsgebiet auf der 
Grundlage des Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Polen über die gegenseitige Hilfeleistung bei Katastrophen oder schweren Unglücksfäl- 
len eingesetzt werden soll. Diese Bescheinigung berechtigt die Hilfsmannschaft zum 
Grenzübertritt. 

W sktad niemieckiej grupy ratöwniczej wchodzi osöb. 

Der deutschen Hilfsmannschaft gehören Personen an. 

Grupa ratownicza ma ze sob$ wyposazenie, wtym 

pojazdöwz przyczepami, 

psöw ratowniczych. 

Die Hilfsmannschaft führt Ausrüstungsgegenstände mit, darunter 

Fahrzeuge mit Anhängern, 

Rettungshunde. 

Na terytorium Polski wwozi si§ nast^pujqce srodki pomocy: 

Folgende Hilfsgüter werden in das polnische Hoheitsgebiet eingeführt: 


Podpis 

Unterschrift 
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Anlage 2 
zum Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen 
über die gegenseitige Hilfeleistung 
bei Katastrophen oder schweren Unglücksfällen 

Zat^cznik Nr 2 
do Umowy 

mi^dzy Republik^ Federaln^ Niemiec 
a Rzecz^pospolit^ Polsk^ 
o wzajemnej pomocy 
podczas katastrof i k\qsk zywiofowych 
lub innych powaznych wypadköw 


1 . Die Verwendung der Daten durch den Empfänger ist nur zu 
dem angegebenen Zweck und zu den durch die übermitteln- 
de Stelle vorgeschriebenen Bedingungen zulässig. 

2. Der Empfänger unterrichtet die übermittelnde Stelle auf Ersu- 
chen über die Verwendung der übermittelten Daten und über 
die dadurch erzielten Ergebnisse. 

3. Personenbezogene Daten dürfen nur an die zuständigen 
Stellen übermittelt werden. Die weitere Übermittlung an 
andere Stellen darf nur mit vorheriger Zustimmung der über- 
mittelnden Stelle erfolgen. 

4. Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit der 
zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlichkeit und 
Verhältnismäßigkeit in bezug auf den mit der Übermittlung 
verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem jewei- 
ligen innerstaatlichen Recht geltenden Übermittlungsverbote 
zu beachten. Erweist sich, daß unrichtige oder Daten, die 
nicht übermittelt werden durften, übermittelt worden sind, so 
ist dies dem Empfänger unverzüglich mitzuteilen. Er ist ver- 
pflichtet, die Berichtigung oder Vernichtung der Daten vorzu- 
nehmen. 

5. Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
übermittelten Daten sowie über den vorgesehenen Verwen- 
dungszweck Auskunft zu erteilen. Eine Verpflichtung zur Aus- 
kunfterteilung besteht nicht, soweit eine Abwägung ergibt, 
daß das öffentliche Interesse, die Auskunft nicht zu erteilen, 
das Interesse des Betroffenen an der Auskunfterteilung über- 
wiegt. Im übrigen richtet sich das Recht des Betroffenen, 
über die zu seiner Person vorhandenen Daten Auskunft zu 
erhalten, nach dem innerstaatlichen Recht des Vertrags- 
staats, in dessen Hoheitsgebiet die Auskunft beantragt wird. 

6. Wird jemand infolge von Übermittlungen im Rahmen des 
Datenaustauschs nach diesem Abkommen rechtswidrig 
geschädigt, haftet ihm hierfür die empfangende Stelle nach 
Maßgabe ihres innerstaatlichen Rechts. Sie kann sich im Ver- 
hältnis zum Geschädigten zu ihrer Entlastung nicht darauf 
berufen, daß der Schaden durch die übermittelnde Seite ver- 
ursacht worden ist. Leistet die empfangende Stelle Scha- 
densersatz wegen eines Schadens, der durch die Verwen- 
dung von unrichtig übermittelten Daten verursacht wurde, so 
erstattet die übermittelnde Stelle der empfangenden Stelle 
den Gesamtbetrag des Ersatzes. 


7. Soweit das für die übermittelnde Stelle geltenden nationale 
Recht in bezug auf die übermittelten personenbezogenen 
Daten besondere Löschungsvorschriften vorsieht, weist die 
übermittelnde Stelle den Empfänger darauf hin. Unabhängig 


1. Dopuszcza s\q wykorzystanie danych wytqcznie we wska- 
zanym celu oraz zgodnie z warunkami okreslonymi przez 
instytucja przekazujqc^ dane. 

2. O sposobie wykorzystania przekazanych danych i osiqg- 
ni^tych wynikach odbiorca informuje instytucja przekazujqcq 
dane, na jej wniosek. 

3. Dane osobowe mogq byc przekazywane wytqcznie 
wtasciwym organom. Dalsze ich przekazywanie innym insty- 
tucjom moze nastqpic jedynie po uprzednim wyrazeniu 
zgody przez instytucja, ktöra dane przekazata. 

4. Instytucja przekazujqca dane jest odpowiedzialna za ich pra- 
wdziwosc. Jest röwniez obowiqzana ocenic ich niezbpdnosc 
i wspötmiernosc w stosunku do celu ich przekazywania. 
Nalezy przy tym uwzgl^dnic zakaz przekazywania danych 
zgodnie z obowiqzujqcym prawem wewn^trznym. Jesli 
okaze s\q ze przekazano dane nieprawdziwe lub takie, 
ktörych nie wolno byto przekazac, nalezy o tym niezwtocznie 
zawiadomic odbiorc$. Jest on obowiqzany do sprostowania 
lub zniszczenia tych danych. 

5. Osobie, ktörej dotyczq przekazywane dane, nalezy na jej 
wniosek, udzielic informacji odnosnie tych danych, jak röw- 
niez o zamierzonym celu ich wykorzystania. Obowiqzek 
udzielenia informacji nie dotyczy wypadköw, gdy interes 
publiczny przemawiajqcy za jej nieudzieleniem przewaza 
nad interesem osoby zainteresowanej jej udzieleniem. 
Prawo osoby zainteresowanej do uzyskania informacji o 
istniejqcych danych jej dotyczqcych zalezy od prawa 
wewn^trznego tej Umawiajqcej si q Strony, na ktörej teryto- 
rium zostat ztozony wniosek o udzielenie informacji. 

6. Jezeli w nast^pstwie uzyskania danych w ramach wymiany 
danych osobowych dokonanej zgodnie z niniejszq Umowq 
ktokolwiek poniesie szkod$ spowodowanq czynem bezpra- 
wnym, to odpowiedzialnosc za jej wyrzqdzenie spoczywa na 
instytucji odbierajqcej dane, wedtug prawa wewnptrznego 
obowiqzujqcego w jej kraju. Powotywanie sip na fakt, ze 
szkoda zostata spowodowana przez instytucja przekazujqcq 
dane, nie zwalnia od odpowiedzialnosci wobec poszkodo- 
wanego. Jezeli instytucja odbierajqca dane wyptaci odszko- 
dowanie za szkod$ spowodowanq wykorzystaniem 
niewtasciwie przekazanych danych, to instytucja przekazu- 
jqca dane zwröci instytucji odbierajqcej dane, sum§ odpo- 
wiadajqcq petnej wysokosci odszkodowania. 

7. Jezeli prawo wewn^trzne kraju instytucji przekazujqcej 
dane, w odniesieniu do przekazywanych danych osobowych 
przewiduje szczegölne przepisy dotycz^ce zatarcia danych, 
to instytucja przekazujqca dane informuje o tym odbiorcp. 
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von diesen Fristen sind die übermittelten personenbezoge- 
nen Daten zu löschen, sobald sie für den Zweck, für den sie 
übermittelt worden sind, nicht mehr erforderlich sind. 

8. Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflich- 
tet, die Übermittlung und den Empfang von personen bezoge- 
nen Daten aktenkundig zu machen. 

9. Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflich- 
tet, die personenbezogenen Daten bei der Übermittlung und 
dem Empfang wirksam gegen unbefugten Zugang, unbefug- 
te Veränderung und unbefugte Bekanntgabe zu schützen. 


Niezaleznie od obowi^zuj^cych terminöw, dane osobowe 
nalezy zatrzec niezwtocznie, gdy przestan^ byc niezb^dne 
dla celu, w ktörym zostaty przekazane. 

8. Instytucje przekazuj^ce i odbierajqce dane odnotowujq w 
aktach przekazanie i odbiör danych osobowych. 

9. Instytucje przekazujqce i odbierajqce dane, podczas przeka- 
zywania danych osobowych s$ obowiqzane do ich skutecz- 
nej ochrony przed dost^pem osöb nieuprawnionych, przed 
dokonywaniem niedozwolonych zmian w tresci oraz przed 
podaniem do wiadomosci bez odpowiedniego upowaznie- 
nia. 
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Denkschrift zum Abkommen 

A. Allgemeiner Teil 

Nachdem die Bundesrepublik Deutschland in den 80er 
Jahren mit ihren Nachbarstaaten Dänemark, den Nieder- 
landen, Belgien, Luxemburg, Frankreich, der Schweiz und 
Österreich Abkommen mit inhaltlich gleicher Zielsetzung 
abgeschlossen hat, war nach den grundlegenden poli- 
tischen Veränderungen in Osteuropa der Weg frei, auch 
mit den östlichen Nachbarn Hilfeleistungsabkommen zu 
schließen. Nach Rußland und Litauen ist Polen das dritte 
Land Osteuropas, mit dem die Bundesrepublik Deutsch- 
land gegenseitige Hilfe im Katastrophen- und Unglücks- 
fall vereinbart. 

In dem Bewußtsein, daß Folgen und Auswirkungen natur- 
oder technologiebedingter Katastrophen häufig weit über 
die eigenen Staatsgrenzen hinaus zu spüren sind, sowie 
dem Gedanken nachbarschaftlicher Solidarität Rechnung 
tragend, soll mit dem Hilfeleistungsabkommen die recht- 
liche Grundlage für eine - bereits seit Jahren praktizierte - 
wirksame grenzüberschreitende Hilfe zwischen der Repu- 
blik Polen und der Bundesrepublik Deutschland geschaf- 
fen werden. Ziel des Abkommens ist es, die Vorausset- 
zungen für gegenseitige rasche und unbürokratische Hilfe 
im Katastrophen- und Unglücksfall zu schaffen, indem es 
die Ansprech- und Kontaktstellen festlegt, Erleichterun- 
gen des grenzüberschreitenden Verkehrs von Personen 
und Sachen regelt, einen umfassenden Kostenverzicht 
des hilfeleistenden Vertragsstaates ausspricht, einen Haf- 
tungsausschluß bei fahrlässig herbeigeführten Personen- 
und Sachschäden sowie einen umfassenden Informa- 
tions- und Erfahrungsaustausch der beiden Vertragsstaa- 
ten vorsieht. Den Innenministerien der Länder Mecklen- 
burg-Vorpommern, Brandenburg und des Freistaats 
Sachsen - als gemäß Artikel 3 des Abkommens für die 
Stellung und Entgegennahme von Hilfeersuchen zustän- 
dige Behörden - wird es gestattet, zur Durchführung des 
Abkommens Verfahrensregelungen sowie gesonderte 
Vereinbarungen hinsichtlich der konkreten Zusammen- 
arbeit zu treffen bzw. andere Behörden und Stellen hierzu 
zu ermächtigen. 

B. Besonderer Teil 

Artikel 1 

Artikel 1 beschreibt Regelungsinhalt und Regelungs- 
bereich des Abkommens. 

Artikel 2 

Artikel 2 definiert wichtige im Abkommen verwandte 
Begriffe. 

Artikel 3 

In Artikel 3 sind die Behörden aufgeführt, die in den bei- 
den Vertragsstaaten für die Stellung und Entgegennahme 
von Hilfeersuchen zuständig sind, für die Bundesrepublik 
Deutschland auf Bundes- sowie auf Landesebene. 

Artikel 4 

Artikel 4 legt in Absatz 1 fest, wer Hilfe leisten kann, und 
sagt in Absatz 2 aus, daß Hilfspersonal und Material auf 
dem Land-, Luft- oder Wasserweg transportiert werden 
können. 


Artikel 5 

Artikel 5 enthält im Interesse der erforderlichen Schnellig- 
keit und Wirksamkeit der Hilfseinsätze Regelungen für die 
Hilfsmannschaften um den grenzüberschreitenden Per- 
sonenverkehr zu erleichtern sowie Regelungen über die 
mindestens erforderlichen Grenzformalitäten. Absatz 4 
enthält Grenzübertrittsregelungen für den Fall, daß ein 
Vertragsstaat Transitstaat für Hilfeleistungen ist, die 
einem Vertragsstaat oder einem Drittstaat gewährt 
werden. 

Artikel 6 

Dieser Artikel korrespondiert mit Artikel 5: Auch hinsicht- 
lich der von den Hilfsmannschaften mitgeführten Aus- 
rüstungsgegenstände und Hilfsgüter werden Erleichte- 
rungen im grenzüberschreitenden Güterverkehr einge- 
räumt. Formalien werden auf ein Mindestmaß reduziert. 

Artikel 7 

Artikel 7 regelt die Besonderheiten bei einem möglichen 
Einsatz von Luftfahrzeugen. 

Artikel 8 

Dieser Artikel unterstreicht die Verantwortung der Behör- 
den des Einsatzstaates für die Hilfsaktion und legt das 
Verfahren der Einordnung der angeforderten Hilfsmann- 
schaften in die Maßnahmen zur Schadensabwehr und 
-beseitigung fest. 

Artikel 9 

Absatz 1 sieht einen grundsätzlichen Kostenverzicht der 
Vertragsstaaten, vorbehaltlich einer vorher getroffenen 
Sonderregelung, vor. 

Absatz 2 bestimmt für den sehr kostenaufwendigen Ein- 
satz von Luftfahrzeugen, daß jeder Vertragsstaat die 
durch den Einsatz entstandenen Kosten bis zur Hälfte 
vom hilfeersuchenden Vertragsstaat verlangen kann. 

Absatz 3 regelt die Kosten für die Versorgung der Ein- 
satzkräfte im Falle eines Einsatzes sowie die Gewährung 
logistischer und medizinischer Hilfe. 

Artikel 10 

Nach den Absätzen 1 und 2 verzichtet jeder Vertragsstaat 
grundsätzlich auf alle Entschädigungsansprüche aus Ver- 
mögens- und Personenschäden, die ihm im Zusammen- 
hang mit der Durchführung des Abkommens zustehen. 

Absatz 3 trifft eine Regelung im Falle von Drittschäden, 
die durch ein Mitglied der Hilfsmannschaft der ersuchten 
Vertragspartei entstehen. 

Absatz 4 legt die Zusammenarbeit der Vertragsstaaten 
bei der Erledigung von Schadensersatzansprüchen fest. 

Nach Absatz 5 gelten die Absätze 1 bis 3 nicht bei einem 
mit Vorsatz oder aufgrund grober Fahrlässigkeit herbei- 
geführten Schaden. 

Artikel 11 

Artikel 1 1 enthält Regelungen über die nähere Ausgestal- 
tung der Zusammenarbeit. 
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Artikel 12 

Artikel 1 2 trifft Regelungen für die Übermittlung personen- 
bezogener Daten. 

Artikel 13 

Artikel 13 legt fest, daß die Vertragsstaaten die erforder- 
lichen Vorkehrungen für die Einrichtung von Telekommu- 
nikationsverbindungen zwischen den am Einsatz beteilig- 
ten Behörden und Hilfsmannschaften treffen. 

Artikel 14 

Artikel 14 regelt das Verfahren zur Beilegung von Mei- 
nungsverschiedenheiten, die sich aus der Auslegung oder 
Anwendung des Abkommens ergeben könnten. 


Artikel 15 

Nach Artikel 15 werden bestehende Rechte und Pflich- 
ten beider Vertragsstaaten aus anderen völkerrecht- 
lichen Übereinkünften durch dieses Abkommen nicht 
berührt. 

Artikel 16 

Artikel 16 enthält Vorschriften über Ratifikation und 
Inkrafttreten des Abkommens. 

Artikel 17 

Die Vorschrift betrifft die Geltungsdauer und das Verfah- 
ren zur Kündigung des Abkommens. 
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